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Einleitung 

In diesem Buch soll die These belegt werden, daß die negativen Freiheits
rechte und der Markt Institutionen sind, die der Generierung und Verar
beitung von Wissen dienen, das nicht mehr an die Kontinuität der Repro
duktion einer tradierten Ordnung gebunden ist. Die moderne Gesellschaft 
ist auf den nicht hintergehbaren Zwang zur Erzeugung des Neuen festge
legt und kann deshalb ihre Orientierung nur aus der Beobachtung emer
genter, nicht-antizipierter kollektiver Effekte der Selbstorganisation in den 
Beziehungsnetzwerken zwischen den Handelnden gewinnen. Daraus ergibt 
sich die paradoxe Verschleifung von Handeln und Wissen im Prozeß der 
Selbsterzeugung der Gesellschaft. Die Unterscheidungen, mit denen die 
Handelnden operieren, sind selbst das auf Selbstrevision angewiesene hi
storische Produkt des Lernens im Prozeß des Ausprobierens von Operatio
nen und des Abtastens von Handlungsverknüpfungen nach haltbaren Mu
stern, die Stabilisierung durch Wiederholung oder auch durch Spezifizie
rung neuer Operationen zulassen. Die eigentliche Leistung der negativen 
subjektiven Freiheitsrechte besteht paradoxerweise in der Erzeugung 
transsubjektiver Verknüpfungseffekte, an die die Selbsterneuerungsfähig
keit einer liberalen Ordnung gebunden ist und die sich der bewußten kol
lektiven Verfügung durch die Institutionen des Öffentlichen weitgehend 
entziehen. 

Die Gegenprobe läßt sich an den verschiedenen Varianten staatsfixier
ter Konzeptionen des Öffentlichen machen: Sie zeichnen sich vor allem 
dadurch aus, daß sie eben dieses Problem der Unbestimmtheit nicht
teleologischer moderner Gesellschaftsordnungen unterschätzen und auf 
Formen der Selbstaufldärung im Medium der Öffentlichkeit setzen, die 
sich durch ihren normativen Anspruch selbst definieren, aber die Frage der 
Erreichbarkeit der Gesellschaft für eine diskursive, von Handlungszwän
gen abgekoppelte intersubjektive Rationalität nicht ernst nehmen. Denn 
nur darauf läuft die Beschwichtigung hinaus, daß Selbstaufklärung im 
Medium der Sprache nur ein idealer Grenzfall sei, dem sich reale Verfah
ren des rationalen Diskurses möglichst weitgehend anzunähern hätten. 
Diese Konzession dient nur der Immunisierung der Theorie gegen Ein
wände, denn damit unterstellt sie zugleich, daß es sich um ein quantitati
ves Problem der größeren oder geringeren Annäherung an das ideale Ziel 
handelt. Andere Konzeptionen setzen sich dann schon dadurch ins Un-
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recht, daß sie das hohe Ziel gar nicht erst anstreben. Die praktischen 
Grenzen der Möglichkeit diskursiver Rationalität erweisen sich dann ,als 
der Trägheit der „Privatrechtsgesellschaft" (F. Böhm) geschuldet: Sie 
können aber den prinzipiellen Vorrang der Öffentlichkeit des Diskurses 
nicht in Frage stellen. Die private Vergesellschaftung folgt einer natur
wüchsigen Spontaneität, deren Zwänge prinzipiell nicht gegen die Anfor
derungen der diskursiven Rationalität in Anschlag gebracht werden kön
nen. Dieser Vorrang des Öffentlichen gegenüber dem Privaten ist in einer 
liberalen Gesellschaft nicht akzeptabel. Dies ergibt sich aus der Zukunfts
orientierung der modernen Gesellschaft und dem daraus folgenden Zwang 
zur prozeßhaften Selbstkonstruktion und Selbsttransformation, die erst im 
nachhinein und nur pragmatisch die Unterscheidung zwischen produktiven 
und unproduktiven Entwicklungspfaden zuläßt, also die Kriterien des 
Handelns nur aus dem Handeln selbst erzeugen kann. Der Bewältigung 
dieser Paradoxie dient insbesondere das negative Freiheitsrecht, das Han
deln unter Ungewißheitsbedingungen durch selektive Zurechnung von 
Verantwortung erlaubt und durch die damit einhergehende Auflösung der 
kompakten Wirklichkeit der Tradition in der Pluralität der Möglichkeiten 
der liberalen Gesellschaft der Erzeugung einer kollektiven Ordnung dient, 
die stets nur als nicht-intendierter Nebeneffekt individuellen Handelns 
vorstellbar ist. 

In dieser Arbeit soll die These begründet werden, daß die negativen 
Freiheitsrechte alles andere als den Schutz eines naturwüchsigen Egois
mus garantieren, sondern einer eigenständigen relationalen Rationalität 
des Privaten folgen, die dem Zwang der Gesellschaft zur Verknüpfung 
zwischen Handeln und Wissen gerecht werden und über eine distribuierte, 
a-zentrische Ordnung die produktive Bindung von Ungewißheit institutio
nalisieren. Mit dieser Überlegung wird auch das Problem der „invisible 
hand" (A. Smith) reformuliert: Ordnung entsteht in der Privatrechtsgesell
schaft nicht auf wundersame Weise durch harmonischen Ausgleich von 
Egoismen, sondern durch produktive Erzeugung von Wissen, das als über
schießender Effekt des privaten Handelns entsteht und die Anpassung an 
das Neue in Gang hält. Dadurch werden differenzierte, auf permanente 
Selbsttransformation angelegte Beziehungsnetzwerke zwischen den Indi
viduen aufgebaut, an die der „Varietätspool" einer experimentellen Ge
sellschaft gebunden ist, die ihr Sozialkapital nicht anders als mittelbar, 
nämlich durch Verknüpfung mit einer Handelnsordnung erzeugen kann. 
Gerade weil es sich dabei nicht um eine naturwüchsige, sondern um eine 
prozeßhafte, sich nicht an Ruhepunkten orientierende, nicht-lineare, 
zeitabhängige Ordnung handelt, ist das Einrasten in selbstdestruktiven 
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Entwicklungspfaden keineswegs ausgeschlossen, sondern sogar eine stän
dige Bedrohung. Aber auch diese Bedrohung ist nicht unmittelbar durch 
handlungsabstrakte Selbstverständigung aufgeklärter Individuen im Medi
um der Öffentlichkeit zu bekämpfen. Die Institutionen des Öffentlichen 
können auf diesen Prozeß der Selbstorganisation nicht von einer privile
gierten Position des idealen Beobachters einwirken, da sie sich ihrerseits 
in einer heterarchischen Position befinden und deshalb nur die Selbster
neuerungsfähigkeit der Gesellschaft durch Unterbrechung von Selbstblok
kierungen oder andere Formen der Zufuhr von Varietät mittelbar durch 
eine Art „Impfung" anregen, nicht aber unmittelbar als Ziel anstreben 
können. Nur der Widerstreit der unterschiedlichen Rationalität des Priva
ten und des Öffentlichen kann zu einem produktiven movens der liberalen 
Gesellschaft werden, wenn nämlich der Staat sich seinerseits darauf ein
stellt, daß unter Bedingungen nicht hintergehbarer Ungewißheit nur die 
pragmatische Verständigung über eine vom Prozeß ihres Ausprobierens 
und Lernens abhängige „beste Praxis" möglich ist. Die hier vorgetragenen 
Überlegungen verstehen sich deshalb auch als ein Beitrag zur Überwin
dung seiner unproduktiven Alternative „Markt versus Staat" und versu
chen zugleich, eine begriffslose Harmonisierung von individueller Freiheit 
und kollektiver Bindung zu vermeiden. Die Akzentuierung der Mittelbar
keit der kollektiven Ordnung, nämlich ihrer Entstehung als eines „Neben
effekts" der auf die Erzeugung des Neuen angelegten individuellen Frei
heit, erlaubt eine Spezifizierung der Koordination von Öffentlichem und 
Privatem, die sich an der Erhaltung der gesellschaftlichen „Ideenpopulati
on" orientiert, auf die eine sich auf Unbestimmtheit einlassende Gesell
schaft zwangsläufig angewiesen ist. 

Im folgenden soll zunächst retrospektiv die Bedeutung des negativen 
Freiheitsrechts für die Entstehung und Stabilisierung der liberalen Gesell
schaft neu bestimmt werden. Im Anschluß daran soll die „kognitivisti
sche" Akzentsetzung für eine Neuinterpretation der Leistung der ökonomi
schen Freiheitsrechte unter den Bedingungen gesteigerter Komplexität und 
beschleunigter Selbstveränderung.in der „Gesellschaft der Organisationen" 
genutzt werden. Schließlich soll im letzten Teil gezeigt werden, unter wel
chen Risiken die Schaffung „positiver" Freiheitsrechte als Rechte auf Hil
fe durch den Staat steht und wie diese nach der hier vertretenen Konzepti
on vermieden werden können. Damit soll zugleich demonstriert werden, 
daß soziale Krisenentwicklungen nicht durch einfache Schematisierungen 
bewältigt werden können. Zugleich soll gezeigt werden, daß es auch und 
gerade in einer liberalen Konzeption, die die Erhaltung der Selbsterneue
rungsfähigkeit der Gesellschaft betont, möglich ist, „soziale Rechte" zu 
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formulieren, die in einem Entsprechungsverhältnis zu den negativen Frei
heitsrechten stehen und ihnen nicht antithetisch entgegengestellt werden. 
Auch diese Verknüpfung erscheint auf der Grundlage der hierzu zu ent
wickelnden kognitivistischen Konzeption der Freiheitsrechte denkbar. 



Teil 1 

Zur Rekonstruktion der liberalen Theorie der 
wirtschaftlichen Grundrechte 



Kapitel 1 

Begriffliche Vorüberlegungen 

1. Zur Konstruktion der „ negativen Freiheitsrechte" in der Rechtswissen
schaft 

Das Verhältnis von negativer und positiver Freiheit spielt eine große Rolle 
bei der Bestimmung der Bedeutung der Grundrechte im allgemeinen und 
infolgedessen auch der wirtschaftlichen Grundrechte einer liberalen Ver
fassung. Zugleich ergeben sich daraus auch Folgerungen für die Kon
struktion der wirtschaftlichen Grundrechte von Organisationen. Das hier 
gewählte Thema legt deshalb eine Vorüberlegung zu dieser grund
rechtstheoretischen Frage nahe. In der gegenwärtigen verfassungsrechtli
chen Dogmatik stellt sich das negative Freiheitsrecht als gegen den Staat 
gerichtetes Recht, als Recht auf Eingriffsabwehr dar'. Damit verbindet 
sich die im Positivismus entwickelte Theorie der subjektiven Rechte als 
rechtlich anerkannte und geschaffene Willensmacht, die dem Schutz eines 
Gutes oder eines Interesses dient2• Die starke Formalisierung erlaubt die 
Verknüpfung mit der rechtlichen Konstruktion der organisierten Freiheits
ausübung als einer den Individuen dienenden „Ergänzung ihrer isolierten 
Kräfte und Taten, zur besseren, sichereren, umfassenderen Befriedigung 
ihrer Interessen"3. Darin ist ein Dilemma angelegt, das sich in Deutschland 
in der Theorie der Trennung von Staat und Gesellschaft niederschlägt und 
zu einer Polarisierung von öffentlichen und privaten Interessen führt. Die
se Entgegensetzung wird im Positivismus durch eine Formalisierung des 
Freiheitsverständnisses abgespannt: „Alle Freiheit ist einfach Freiheit von 
gesetzwidrigem Zwang"; für die Bestimmung dieser Grenze läßt sich ein 
„allgemeines Prinzip nicht aufstellen"4• 

In dieser Formulierung scheint aber noch ein durchaus historisch infor
miertes Verständnis des modernen Staates und der modernen Rechtsentwick
lung durch, denn auch G. Jellinek spezifiziert die als Recht auf Abwehr von 

1 Vgl. nur Sehlink 1984, 457; sowie allgemein Lübbe-Wolff 1988. 
2 Vgl. Jellinek 1919, 44, 51. 
3 Vgl. Jellinek 1919, 92. 
4 Vgl. Jellinek 1919,103. 
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gesetzwidrigem Zwang verstandene Freiheit durch den „Kontrast mit der frü
heren Staatsordnung": Die einzelnen Grundrechte, die kein System bilden, 
sind „zuvörderst Negationen bisher in Kraft gewesener Beschränkungen"5. So 
richtet sich etwa die Pressefreiheit gegen die Zensur. Die Gesetzesform erlegt 
dem Staat, wenn auch nicht ihrerseits materiell bestimmte rechtliche Bindun
gen auf: Ein Rechtssystem, das auf der Freiheit von gesetzwidrigem Zwang 
basiert, ist nicht vereinbar mit einem System gesetzlicher Bindungen, das von 
der Freiheit nicht mehr viel übrig läßt. Es impliziert zugleich eine Selbstbe
schränkung der Gesetzgebung durch die Anerkennung, daß eine komplexe 
Gesellschaft, die mit artifiziellen Konstruktionen wie der Zuerkennung von 
Persönlichkeit und der Umwandlung vorfindlicher Gemeinschaftsbindungen 
in explizite gesetzlich formulierte Schranken operieren muß, keine natürliche, 
Ziele und Mittel abschichtende hierarchische Wertordnung zuläßt. Die ab
straktere Fassung von Persönlichkeit und die Umstellung tradierter Ordnungs
bildung auf allgemeine Gesetze ändert nichts daran, daß auch in einer libera
len Rechtsgesellschaft eine kollektive Ordnung durch Aufbau und Stabilisie
rung von Beziehungen zwischen den Individuen erfolgen muß. Deshalb setzt 
auch der Positivismus nicht den Kampf der Interessen frei, sondern die Suche 
nach einer sich wandelnden „spontanen Ordnung", die nur als Suche, und das 
heißt, als V erfahren durch Gesetze geordnet werden kann. Diese ordnungsbil
dende Leistung mag man bestreiten oder kritisieren, aber auch die Kritik 
müßte zunächst den Anspruch und die Selbstbeschränkung der liberalen Ge
sellschaft rekonstruieren, weil sonst das Dilemma jeder post-traditionalen 
Kollektivordnung leicht übersehen werden kann, das im Zwang zur Selbst
Konstitution der Gesellschaft im Willen von Individuen besteht, die selbst an 
keine Gegebenheit anknüpfen können und dennoch Ordnung als kollektives 
Phänomen erzeugen. Und genau diesem Zweck dient auch das liberale Recht. 

Die Positivierung des Rechts verwandelt die substantiellen Gemeinschafts
bindungen durch Tradition, Werte, geteilte Ziele etc. in Selbstbegrenzungen, 
die durch die Ausdifferenzierung des Rechts und die damit einhergehende Re
spektierung der Ausdifferenzierung der anderen Systeme1 Politik, Wirtschaft, 
Kultur und die autonome Entwicklung systeminterner Eigenwerte abgestützt 
wird6• Ideologiekritische Analysen des Positivismus7 haben insofern recht, 
wenn sie die „Neutralität" des Positivismus bestreiten, sie neigen aber dazu, 
die grundlegende Bedeutung der Dezentrierung der sich auf Unbestimmtheit 
einlassenden liberalen Gesellschaften zu verkennen und insbesondere die 

5 Vgl. Jellinek 1919, 95. 
6 Vgl. Luhmann 1993, 112 f., 115 f. 
7 Vgl. nur Wilhelm 1958; v. Oertzen 1974. 
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Ausdifferenzierung des Rechtssystems auf die Verschleierung von lnteresssen 
zu reduzieren. 

Der Konflikt zwischen formalen und materialen Theorien der Rechts
bindung in den 20er Jahren ist deshalb auch nicht einfach ein Kampf zwi
schen Ideologien, sondern ein Testfall, an dem sich zeigen läßt, daß die 
Autonomie des Rechtssystems die Beobachtung und Reflexion der Lei
stungsanforderungen anderer Systeme (insbesondere der Politik) nicht nur 
nicht ausschließt, sondern geradezu voraussetzt. Jedenfalls muß ein 
Rechtssystem z.B. auf eine stärker interventionistisch operierende Gesetz
gebung durch Entwicklung neuer Scharnierbegriffe und interne Differen
zierungen (z.B. Fallorientierung, Änderung der Interpretationsmethoden 
etc.) reagieren, ohne daß man diesen Wandel auf einen Verlust des ideolo
gischen Interesses an fallabstrakten formalen Generalisierungen reduzieren 
könnte. Der Positivismus favorisiert keineswegs nur die Priorität des Ge
setzes, sondern er vertraut auf die Haltbarkeit der in den „Institutionen" 
des Rechts enthaltenen Selbstbindungsfähigkeit, insbesondere in der Form 
des allgemeinen Gesetzes. Die Geschlossenheit des Rechtssystems, die 
sich mit dem Positivismus herausbildet, schlägt sich auch in G. Jellineks 
bekanntem Diktum nieder, der Staat schaffe selbst die Persönlichkeit8• 

Jenseits der Begründung eines bloßen Zurechnungspunktes ist hier vor al
lem das Moment der Selbsterzeugung von Rechtsbeziehungen von aus
schlaggebender Bedeutung9: Während in der traditionellen Ordnung die 
Rechtsteilungen fragmentiert und die Stiftung von Einheit an eine jenseiti
ge Repräsentation der Gemeinschaft im Monarchen verwiesen war, insti
tutionalisiert die moderne Gesellschaft in der Rechtssubjektivität ein Prin
zip der Beweglichkeit und der Austauschbarkeit von Positionen und Si
tuationen 10, deren paradoxer „objektiver" Charakter mit dem vordergrün
digen Rekurs auf das isolierte Individuum nicht erfaßbar ist. Vielmehr ist 
die neue Verknüpfung zwischen Souveränität des Staates und Autonomie 
des Subjekts die Folge eines Zwangs für die Gesellschaft, sich auf Unbe
stimmtheit einzulassen und den Mangel einer vorgegebenen hierarchischen 
Ordnung der Zwecke zu akzeptieren 11 . 

Dies ist auch der Hintergrund für die Entlastung des Subjekts von der 
Verantwortung für die Folgen seines Handelns, soweit sie nicht selbst 
rechtlich als Schadensverursachung zuzurechnen sind: Dies gilt etwa für 
die Entlassung eines Arbeiters mit der Folge der Arbeitslosigkeit. Die Zu-

8 Vgl. Jellinek 1919, 82. 
9 Vgl. Larochelle 1995, 54. 
10 Vgl. Larochelle 1995, 38. 
11 Vgl. Ege 1992, 1008. 
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schreibung personaler Verantwortung ist nur möglich in einer gemein
schaftsgebundenen Ordnung und unter der Voraussetzung einer stabilen 
stationären Verteilung von Positionen, die sich nicht grundsätzlich verän
dern. Das abstrakte, auf Gewährleistung individueller Freiheit basierende 
moderne Recht ist keineswegs auf die Erhaltung einer asozialen Bin
dungslosigkeit angelegt12, vielmehr sind die sozialen Bindungen in der 
Rechtsform abstrakter gefaßt: In einer auf einer auf die Ermöglichung der 
Kooperation zwischen Fremden - jenseits einer personalen Gemeinschaft 
angelegten - Rechtsordnung müssen mittelbare Bindungen an rechtliche 
Institutionen geschaffen werden, da es unabhängig von ihnen keine perso
nal geteilten und praktisch erfahrbaren Konsense mehr gibt. In einer sta
tionären Gemeinschaft mag es umfassende Verantwortung etwa eines 
Handwerksmeisters für den Gesellen geben, in einer auf Selbstverände
rung angelegten Wirtschaftsgesellschaft kann es jedoch nur in begrenztem 
Umfang personale Verantwortung für Handlungsfolgen geben, da die 
Maßstäbe des Wirtschaftens sich durch die Praxis selbst verändern. 

Dieser kognitive Gesichtspunkt der Notwendigkeit der Bewältigung des 
Neuen und der Entwicklung einer daran angepaßten Rechtsordnung muß 
viel stärker berücksichtigt werden, wenn man das Recht der liberalen Ge
sellschaft und seine Entwicklungsmöglichkeiten genauer analysieren will. 
Die Vernachlässigung dieses Gesichtspunkts hängt mit bestimmten histo
rischen Bedingungen der Entstehung und Veränderung des liberalen 
Rechts und der darauf basierenden Unbestimmtheit seiner Ordnung zu
sammen: Ein auf die Bewältigung von Ungewißheit eingestelltes Recht 
muß die damit ermöglichte Selbständerung der Gesellschaft an sich selbst 
als Selbstrevisionsfähigkeit abbilden, die es aber wiederum nur an der hi
storischen Erfahrung spezifizieren kann. Das heißt, das liberale Recht ist 
notwendigerweise unvollständig. Es kann nicht einmal die für seine Evo
lution erforderlichen Entwicklungsschritte in einem seinerseits stabilen 
System von Meta-Regeln kodifizieren. In dieser Hinsicht besteht ein enger 
Zusammenhang zwischen den Grundsätzen des liberalen Rechts und der 
repräsentativen Demokratie: Beide basieren auf der Einsicht in die Not-

12 Vgl. aber Habermas 1992, 503, wo die private Autonomie zum „unselbständigen 
Element" einer „zivilgesellschaftlich rekrutierten (!) „Öffentlichkeit" wird; die Eigen
ständigkeit der Privatsphäre erscheint problematisch, weil sie gegen die „freiheitsein
schränkende Nebenfolge faktischer Ungleichheiten ... unempfindlich ist". Dem bürgerli
chen Konzept der Privatheit war nie die Borniertheit eigen, die ihr von der kritischen 
Theorie nachgesagt wird, vgl. Brewer 1995, 10, und die erst durch die Geltungsansprü
che der im Medium der Öffentlichkeit in Anschlag gebrachten Vernunft überhöht werden 
müßten: Die Bildung des Individuums hat stets Privatheit und Öffentlichkeit füreinander 
durchlässig gehalten. 
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wendigkeit des prozeßhaften Selbstentwurfs und der Selbstentwicklung 
der Gesellschaft13• Die Souveränität ist diesseitig geworden und kann des
halb nur symbolisch institutionalisiert werden. Mit Recht schreibt M. 
Gauchet der Gewaltenteilung nicht nur (oder gar primär) einen ausglei
chenden Charakter, sondern vor allem eine kognitive Funktion zu: Die 
Dreiteilung der Gewalten erzeugt erst die Repräsentation als symbolischen 
Effekt der Reflexion zwischen Staat und Gesellschaft, der die Differenz 
von Volk und Staat, von Gesetz und Gesetzesanwendung voraussetzt14. 

Diese Unabgeschlossenheit des liberalen Rechts, die in der Positivie
rung explizit die Perspektive der Selbständerung eröffnet15, ohne das 
„ Wie" bestimmen zu können, führt in eine paradoxe Selbstbindung des 
Rechts an die ihrerseits der Veränderung unterliegenden impliziten gesell
schaftlichen Wissensbestände. Diese sind mit Praxisformen (insbesondere 
der Wirtschaft) verbunden, deren Entwicklung sie ihrerseits nur partiell 
antizipieren, wohl aber ex post verarbeiten können. Daraus ergibt sich, daß 
das Recht seinerseits Veränderungen nur begrenzt reflektieren und infol
gedessen Komplexität immer nur beschränkt verarbeiten kann 16• 

Eine Rechtsordnung, die sich auf die Bewältigung von Unbestimmtheit 
der Ziele und die mangelnde Trennbarkeit von Zielen und Mitteln einlas
sen muß, hat keinen unmittelbaren Zugriff auf die Wirklichkeit 17• Die 
Kollektivordnung kann nur noch als emergentes, a posteriori sich herstel
lendes Resultat eines Prozesses der Selbstorganisation konzipiert werden, 
die auf der Fähigkeit der Individuen basiert, abstrakte, nicht zweckorien
tierte Regeln zu verinnerlichen 18 und spontan „zerstreutes Wissen" situativ 
in Entscheidungssituationen zu spezifizieren 19 und dabei ein distribuiertes 
Netz von Anschlußzwängen und -möglichkeiten zu nutzen, die durch ver
gangene Entscheidungen geschaffen worden sind. 

Das heißt, die Autonomie des Subjekts der Optionen wäre mißverstan
den, wenn sie als Ungebundenheit verstanden würde, vielmehr wird der 
komplexe rigide Anpassungsdruck der tradierten Gemeinschaft und der 
Zuweisungsgehalt der darin enthaltenen Positionen transformiert in eine a
zentrische Kombinatorik von Relationen, mit denen Akteure operieren und 

13 Vgl. Gauchet 1995, 22. 
14 Vgl. Gauchet 1995, 269. 
15 Vgl. allgemein Suber 1990. 
16 Vgl. Boudon 1990, 411. 
17 Vgl. Boudon 1990, 411. 
18 Vgl. Ege 1992, 1008, 1013. 
19 Vgl. v. Hayek 1978, 179. 
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- implizites, 87, 156 
- und öffentliches Interesse, 228 
- Organisation, 17 4 ff. 
- Typen, 208, 213, 231 
- zerstreutes, 76, 111 ff., 239, 263 
Wissensbasis, 19 ff., 127 ff., 203 ff. 
Wissensgenerierung, 56, 174 ff., 228 f. 
Wissensnetzwerke, 203 ff. 
- inter-/intraorganisationale, 166, 200, 
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Zivilgesellschaft, 151 f., 192, 255, 283 
Zukunftsorientierung, 21, 174, 184, 234 
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